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geldes, verhaftet. Damit sind sie dro-
hender Inflation hilflos ausgesetzt. 
Währenddessen können Vermögende 
schon lange auf reale Werte aus
weichen – und damit ihr Vermögen 
schützen.

Welche Auswirkungen hätte es auf den 
Staat, wenn dieser private Währungen 
auch als Zahlungsmittel zulassen 
würde?

Die Folge wäre eine bessere und 
nachhaltigere Haushaltspolitik.

Weshalb sollte dies so sein?
Weil Geld von guter Qualität Geld 
von schlechter Qualität langfristig 
vom Markt verdrängt. Das war schon 
immer so und wird auch immer so 
sein. Das ging in der Vergangenheit 
so weit, dass Zigaretten das staatliche 
Geld abgelöst haben, weil dieses der-
art wenig Vertrauen genoss. Wenn 
nun staatliches Geld qualitativ immer 
schlechter wird, weil es durch exorbi-
tante Ausweitung immer weniger 
Wert hat, wird es ganz einfach von 

privatem Geld, das mit realen Werten 
unterlegt ist, verdrängt. Die Staaten 
könnten es sich in einem System kon-
kurrierender Währungen schlicht 
nicht leisten, ungehemmt eigenes 
Geld zu drucken. Sie müssten statt-
dessen dafür schauen, dass sie ihre 
Haushalte in Ordnung halten.

Als wie gross betrachten Sie die Mög­
lichkeit, dass Ihre Idee jemals umge­
setzt wird?

Je mehr Krisen kommen, je mehr die 
Leute sehen, dass ihr sauer erspartes 
Geld langfristig wegschmilzt wie But-
ter an der Sonne, je mehr die Öffent-
lichkeit erkennt, dass staatliches Geld 
alles andere als ein sicheres Wertauf-
bewahrungsinstrument ist, desto 
grösser wird die Chance, dass sich 
private Währungen als Zahlungsmit-
tel durchsetzen, die eben auch wert
erhaltenden Charakter haben. Ich 
glaube aber nicht, dass man diesen 
Wettbewerb privaten Geldes von 
oben verordnen kann. Ich glaube 
eher an evolutionäre Veränderungen. 
Und die kommen von unten.

«Freier Markt ist bester Regulator»

Diese Woche
21.11.Montag
> �Quartalszahlen des Computerherstel-

lers Hewlett Packard

22.11.Dienstag
> �UBS-Trader Kweko Adoboli wird am 

Southwark Crown Court in London 
dem Strafrichter vorgeführt

> �Aussenhandelsstatistik für Oktober
> �Uhrenexporte für Oktober
> �US-Wirtschaftswachstum im dritten 

Quartal (Schätzung)
> �Der Autohersteller Saab legt  

Rückzahlungsplan vor

23.11.Mittwoch
> �Santésuisse veröffentlicht den  

Auslandsvergleich der Medikamen-
tenpreise

> �Baumeisterverband mit dem  
Bauindex viertes Quartal

24.11.Donnerstag
> �Arbeitstagung und Jubiläum «100 

Jahre GAV» mit Bundesrat Johann 
Schneider-Ammann in Bern

> �Bundesamt für Statistik veröffentlicht 
den Beschäftigungsbarometer drittes 
Quartal

> �Investorenkonferenz der Schweizer 
Börse

> �Das Telekomunternehmen Sunrise 
publiziert die Quartalszahlen

> �Jahresmedienkonferenz des Bera-
tungsunternehmens Ernst & Young

> �Treffen der EU-Energieminister in  
Brüssel

25.11.Freitag
> �Nationale Lehrstellenkonferenz
> �Einweihung des neuen Forschungs-

zentrums des Pharmakonzerns 
Roche in Basel

26.11.Samstag
> �keine Ankündigung

20 Jahren. Der Nahrungsmittelkonzern 
Nestlé dürfte in diesem Jahr mit seinem 
Umsatz erstmals die Summe von  
50 Milliarden Franken übertreffen. Nach 
zehn Monaten lagen seine Verkäufe mit 
41 Milliarden klar über der Vergleichs-
zahl von 1990. Sehr positiv entwickel-
ten sich die Geschäfte auf dem Gebiet 
der ehemaligen DDR, sagt Finanzchef 
Reto Domeniconi. Sie machen bereits 
zehn Prozent des gesamten Umsatzes 
in Deutschland aus.  

15 Jahren. Im Bereich der elektroni-
schen Märkte droht die Schweiz den 
Anschluss zu verpassen. Zwar würden 
Onlinedienste von Firmen und Konsu-
menten vermehrt genutzt. Im Markt  
für technische Infrastruktur und im  
multimedialen Angebot spielten 
Schweizer Unternehmen allerdings fast 
keine Rolle, zeigt eine Studie. Es müss-
ten regulative Voraussetzungen 
geschaffen werden, damit die Unter-
nehmen die neuen Medien nutzen 
könnten. 

10 Jahren. Die Nerven beim Swissair-
Personal liegen sieben Wochen nach 
dem Grounding blank: Noch sind für 
die 4500 Betroffenen keine Sozialpläne 
vorhanden, eine Lösung zu deren 
Finanzierung liegt in weiter Ferne. Die 
Angestellten stellen den Investoren der 
neuen Crossair nun ein Ultimatum: Bis 
zum 30. November soll die Finanzie-
rung der Lohn- und Sozialansprüche 
der Gekündigten und Pensionierten von 
200 Millionen Franken gesichert sein. 
Andernfalls schliesse man Kampfmass-
nahmen nicht aus, sagt Daniel Vischer, 
Präsident des VPOD Luftfahrt, zur BaZ.  

 In der BaZ vor …

 Nachrichten

Novartis umgeht 
Strafverfahren in den USA

Basel. Nach jahrelangen Auseinander-
setzungen hat sich Novartis vergan-
gene Woche mit den USA auf einen 
150-Millionen-Dollar-Vergleich geeinigt. 
Damit wendet der Basler Pharmakon-
zern ein drohendes Strafverfahren 
gegen seine Tochter Sandoz ab. Eine 
Sprecherin bestätigte Recherchen des 
«Sonntag». Sandoz wurde beschuldigt, 
die staatliche Krankenversicherung 
Medicaid mit überhöhten Preisen um 
Millionen betrogen zu haben. rak

Julius-Bär-Chef wirbt 
weiter um Bank Sarasin
Zürich. Die Privatbank Julius Bär zeigt 
sich weiterhin interessiert, die Bank 
Sarasin zu kaufen. Bank-Bär-Chef Boris 
Collardi sagte gegenüber «Le Temps», 
Julius Bär prüfe Übernahmen, und 
Sarasin erfülle die Voraussetzungen 
dazu. Bär plane keine «feindliche Über-
nahme», auch wenn das Gegenteil 
behauptet werde, sagte Collardi. Mit 
einer starken Bilanz und der internatio-
nalen Plattform «sind wir eine ausge-
zeichnete Lösung für die Kunden» von 
Sarasin, gibt sich der Konzernchef 
überzeugt. SDA

Joe Ackermann bei 
Zurich in Poleposition
Zürich. Deutsche-Bank-Chef Joe 
Ackermann soll Präsident der Versiche-
rungsgesellschaft Zurich werden. Der 
jetzige Präsident Manfred Gentz habe 
das Gespräch mit Ackermann aufge-
nommen, berichtet die «Sonntagszei-
tung». Ackermann hatte vergangene 
Woche bekannt gegeben, doch nicht in 
den Verwaltungsrat der Deutschen 
Bank zu wechseln. Er verlässt den Kon-
zern im Mai. rak

Jimenez erklärt sich in Nyon
Der Novartis-Chef weckt Hoffnungen auf einen Erhalt des Standorts 

Von Seraina Gross, Nyon

Celio Rodrigues, Präsident einer der 
Personalkommissionen von Novartis, 
glaubte zuerst an einen Scherz, als man 
ihm am Freitag gegen 14 Uhr sagte, dass 
Novartis-Chef Joe Jimenez in Prangins 
angekommen sein, um sich mit dem 
Personal zu treffen. Seit dem 25. Okto-
ber, als der Basler Pharmakonzern sein 
Sparprogramm und damit die Schlies-
sung des Standorts in Prangins ange-
kündigt hatte, stand die Forderung nach 
einem Treffen mit dem obersten Chef 
von Novartis im Raum. Am Mittwoch 
vergangener Woche kam es zu einem 
Warnstreik in Nyon, nachdem Novartis 
ein von der Gewerkschaft Unia gestell-
tes Ultimatum ungenutzt hatte verstrei-
chen lassen. 

Er habe immer die Absicht gehabt, 
den Angestellten in Prangins einen Be-
such abzustatten, sagte Jimenez in  
einem Interview am Samstag in der Zei-
tung «Le Temps». Und: «Ich wäre sogar 
früher nach Nyon gereist, wenn es das 
Ultimatum von der Unia nicht gegeben 
hätte.» Er reagiere nicht auf Ultimaten.

Jimenez versucht den Spagat
Das Treffen selbst fand ohne Ge-

werkschaftsbeteiligung und ohne die 
Öffentlichkeit in derselben Kantine 
statt, in der die 320 Angestellten die  
Hiobsbotschaft von der geplanten 
Schliessung entgegengenommen hat-
ten. Jimenez’ Ausführungen in Englisch 
wurden auf Französisch übersetzt, um 
Verständigungsproblemen vorzubeu-
gen. Aufseiten der Unia zeigte man sich 
zufrieden, obwohl die Gewerkschaft am 
Treffen nicht beteiligt war. «Ich begrüs-
se den Auftritt von Jimenez», sagte Ge-
werkschafter Yves Defferard.

Der genaue Inhalt des Gesprächs 
mit den Angestellten wurde am Freitag 
nicht bekannt. Im ausführlichen Inter-
view mit «Le Temps» sagte Jimenez: 
«Mein Wunsch ist es, den Standort zu 
erhalten.» Gleichzeitig liess er keinen 
Zweifel daran, dass sich Prangins heute 
nicht rechnet. Die Auslastung liege ak-
tuell bei 50  Prozent; andere Standorte 
seien bis zu 90 Prozent ausgelastet. Zu-
dem könne Prangins nicht für den ame-
rikanischen Markt produzieren, da es 
von den amerikanischen Behörden 
nicht zugelassen sei. Dies im Unter-
schied zum deutschen Wehr, das von 
der amerikanischen Zulassungsbehörde 
FDA zertifiziert ist und wohin ein Teil 
der Produktion verlagert werden soll.

Anders als Novartis-Schweiz-Chef 
Armin Zust, dessen Interview im «Le 

Matin» den Streik vom Mittwoch mit-
ausgelöst hatte, räumt Jimenez der zur-
zeit laufenden Suche nach Alternativen 
viel Raum ein. «Die Angestellten sollen 
wissen, dass ich mich dabei persönlich 
engagiere und dass wir ernsthaft nach 
Lösungen suchen.»

Auch Basel kommuniziert
Am späten Freitagabend kommuni-

zierte zudem auch die Medienstelle in 
Basel erstmals ausführlich zu den An-
strengungen, die Schliessung des Stand-
ortes Nyon zu verhindern. Die Arbeits-
gruppe mit Vertretern der Waadtländer 
und der Basler Regierung und des 
Staatssekretariats für Wirtschaft unter 
der Leitung des designierten Novartis-
Schweiz-Chefs Pascal Brenneisen wird 
sich heute ein erstes Mal treffen. 
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Gelungener 
Auftritt. Jimenez 
suchte in Nyon 
Alternativen zur 
Schliessung.   
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